
onſtitutionelles zürgerblakt
Erſcheint wöchentl. drei Mal, Se St Dt d L d Preis für Haſle 774 SgrDienstag Donnerstag und r S n n für's Vierteljahr ber denSonnabend. Beſtellungen Poſtanſtalten und im Buchnehmen alle Buchhandlungen handel 10 Sgr.u Poſtanſtalten an Pränum. Herausgegeben

von

J. Haſemann,

Neue Folge Wo W Halle. D onnerstag, den D. November.

Fr. Körner und Dr. Wolf.

S S

Inhalt z Der wahre Stand der Dinge in Berlin. Sitzung des Konſtit. Clubs zu Halle.

Der wahre Stand der Dinge in Berlin.
Von V. Haym.

Frankfurt den 18. Novbr.
Die Nr. 19 Jhres Bürgerblattes enthält einen

Aufſatz über die gegenwärtigen Zerwürfniſſe in Preußen,
welcher nach Jnhalt und Tendenz denjenigen Anſichten
diametral zuwiderläuft, welche ich über dieſelbe Angele
genheit habe und mit der Majorität der hieſigen Natio
nalverſammlung theile Denn ich ſtehe in dieſem gro
ßen und entſcheidenden Se e SeiSie ſtellen ſich auf die Seite derjenigen Verſamm-
lung, welche mir nicht mehr als Nationalverſammlung,
ſondern als ein rebelliſches Rumpfparlament gilt. Ich
darf daher nicht erwarten daß Sie ſchon jetzt einem
Aufſatze einen Raum in Jhrem Blatte gewähren wel
cher die der Jhrigen entgegengeſetzte Ueberzeugung ver
tritt. Aber Eins darf ich von Jhrer Wahrheitsliebe,
ſowie von der Gemeinſchaftlichkeit erwarten in welcher
wir bisher in den ſchweren politiſchen Aufregungen die
ſer Zeit verbunden waren Sie werden die Aufklärun
gen, die thatſächlichen Berichtigungen nicht von ſich wei
ſen, welche doch allererſt das Urtheil über dieſe Sache
ſicher beſtimmen können. Ich verhalte mich rein als
Berichterſtatter, ich bitte Sie, mir in die deutſch refor
mirte Kirche, das gegenwärtige Sitzungslokal der deut

e

H Ich bedaure ſehr daß der 9
laſſen ſein Urtheil ber den

echrte Verfaſſer ſich hat abhalten
Rechtspunkt, der nicht nur mir,

ſondern faſt der geſammten konſtit. Partei das Concept ver
ruckt hat, mitzutheilen da man in Frankfurt gewiß ruhiger
und unparreiiſcher die Sachlage erwaägt als wir. Das Ueber
ſchreiten beſtehender Geſetze und der Umſtand daß dieſe Ueber
ſchreitung von einem Miniſterium ausging, zu welchem das
Land kein Vertrauen hatte bewog die konſtit. Partei zu einer

ſtucung des Rechts der N. V. gegen die Krone
äint mir auf veiden Seiten zu liegen. Möge

der Herr Verſ. bald ſeine Anſicht über jenen Rechtspunkt darle
gen und ſich überzeugt halten, daß ich mich nicht gekränkt füh

len kann, wenn ich eines Beſſern bekehrt werde. v
x

kräftigen Unter
Der Fehler ſch

ſchen
Vorge

N.V. zu folgen und dem am heutigen Tage hier
fallenen Jhre Aufmerkſamkeit zu ſchenken.
Sie kennen unſern Beſchluß vom 14. d. M. Die

N. V. ſtellte ſich in demſelben wie namentlich die
Motive ausweiſen weſentlich auf die Seite der Krone
aber ſie ſuchte zugleich die Maßregeln derſelben zu läu
tern, von dem ihnen anhaftenden reaktionären Scheine
zu befreien, ſie verſuchte noch einmal zu vermitteln zwi
ſchen den feindlich gegenüberſtehenden Parteien. Dies
Letztere, weil die Thatſachen noch nicht in vollem Um
fange bekannt waren.

Conflikte auf Seiten der Krone Heu jedoch ſind ſie bekannt. Der Unterſtaatsſe
kretär Baſſermann, als Abgeſandter der Reichsgewalt
nach Berlin geſchickt, iſt geſtern Abend zurückgekehrt.
Heut morgen ſtand ein excentriſcher Antrag von Rap
pard auf unſrer Tagesordnung, welcher unſern Beſchluß
vom 14. umſtoßen und uns zur entſchiednen Parteinah
me für das Rumpfparlament beſtimmen wollte. Da
aber trat Baſſermann auf die Tribüne. Jch habe faſt
wörtlich ſeine Rede aufgefangen und hier iſt ſie

„Jch danke dem Redner vor mir daß er mei
nem Streben wenigſtens noch eine gute Abſicht zutraute.
Ueber die Richtigkeit ſeiner oder meiner Anſichten,
über die Grenzen der Revolution hat uns vielleicht
ein Nachbarland gewichtige Winke gegeben.

„Aber ich gehe über auf meine Wirkſamkeit in
Berlin und auf die Gründe meiner Rückkehr von dort
Die Zuſtände, welche ſeit Langem in Berlin herrſchten,
die Unfreiheit ihrer Berathungen, die Vorfälle vom 31.
October, endlich die Vernagelung des Sitzungslofales

das Alles, meine Herren, iſt Jhnen bekannt. Wo
hin dieſe Zuſtände die Verſammlung geführt, zu wel
chem Widerſpruche insbeſondere mit uns, mit der deut
ſchen Nationalverſammlung, das wiſſen Sie gleichfalls

Dem Antragſteller Rappard. Derſelbe hakte geſagt, er ehre
Baſſermann's frühere Wirkſamkeit. Seitdem aber ſei derſelbe
hinter der Revolution zurückgeblieben und ſo habe er auch in
Berlin gehandelt.
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Sollte eine Harmonie zwiſchen Frankfurt und Berlin war, in dieſem Augenblicke die Beziehungen der Central
herbeigeführt werden ſo mußte vor Allem die Freiheit
der Berathung dort wiederhergeſtellt werden es mußte
außerdem mit dem Preußiſchen Miniſterium über das
Verhältniß Preußens zur Centralgewalt verhandelt wer
den. Dies meine Aufgabe, dies der Sinn meiner
Miſſion.

„Schon unterweges, auf der Station in Deſſau
hörte ich gerüchtsweiſe von den Maßnahmen der Preu-
ßiſchen Regierung.
rüchte zur Wahrheit.
welchen Erwartungen ich nach Berlin kam. Mich er
ſchreckte der Anblick der Stadt, die Bevölkerung auf
den Straßen, die Geſtalten, welche ſich dort bewegten
Am nächſten Morgen nach meiner Ankunft begab ich
mich ſofort in die Sitzung desjenigen Theils der N. V.,
welcher trotz der Verlegung ſeine Sitzungen fortſetzt.
Beim Anblick der Verſammlung, beim Anhsren ihrer
Verhandlungen wurde mir klar, daß ernſtliche Gefahren
für die Preußiſche Monarchie vorhanden ſeien, wenn
nicht bald der Lage der Dinge eine andre Wendung ge
geben werde. Jch ſetzte mich ferner in Vernehmen mit
Mitgliedern jener Verſammlung mit einem Theile der
Berliner Bürgerſchaft auch ein Abgeſandter des demo
kratiſchen Clubs beſuchte mich täglich, ſo daß ich wohl
ſagen kann, daß ich ein vollſtändiges Bild der dortigen
Verhältniſſe aufgenommen habe. Der Zuſtand Berlins
war ein höchſt unerfreulicher. Die Blätter, welche auf
den Straßen geleſen werden, überſchreiten alles Maaß
das iſt nicht die freie Preſſe wie wir ſie erſehnt haben
Sie finden, Um nur ein Beiſpiel anzuführen, an allen
Ecken Berlins den Traum eines Republikaners
Rings um einen Republikaner erblickt man Laternen
pfähle mit Gehenkten. Weiter aber die Zuſtände, wel
che die N.V. ſelbſt betreffen. Mehrmals iſt es ſo weit
gekommen, daß die Mitglieder der Rechten nur dem Zu
fall ihr Leben dankten. Vor dem Sitzungsſaale war
die rothe Fahne entfaltet, und die Bürgerwehr zeigte ſich
ohnmächtig gegen die Maſſen. Eines Abends haran
guirte ein Redner das Volk: man möchte Meſſer und
kurze Beile mitbringen; dann könne Jeder viel beſſer
ſeinen Mann aus der Maſſe herausholen und am
anderen Tage fanden ſich an tauſend ſolcher Beile in
den Händen des Volkshaufens; man rief: Wo iſt der
und der und nannte die Namen mißliebiger Mitglie
der der Verſammlung. Manchmal durch Zufall, manch
mal durch die Dienſtleiſtung eines Freundes entgingen
die ſo Bedrohten augenſcheinlicher Lebensgefahr, die um
ſo größer war, als durchaus die größte Straf- und Ge
ſetzloſigkeit herrſchte. Denn dreimal verlangten ja die
Mitglieder der Rechten Schutz dreimal verweigerte den
ſelben die Majorität!“

Jch habe nun in Berlin vor Allem die Miniſter
geſprochen. IJch fand dieſelben in der größten Faſſung,
die mich in Erſtaunen verſetzte. Sie erklärten mir, wie

ſie zu dem Entſchluſſe gekommen, die bekannten Maß
regeln zu treffen. Es verſteht ſich, daß es unmöglich

Jn Luckenwalde wurden dieſe Ge
Sie können daher denken mit

denen er gegen Herrn von Vincke ſpricht

gewalt zur Preußiſchen Regierung den urſprüngli-
chen und wichtigſten Theil meiner Sendung zur
Sprache zu bringen. Nur von der Situation des Au
genblicks konnte die Rede ſein. Jch ſprach meine Be
fürchtungen agus: ſie gaben die Verſicherung, daß an
eine Entziehung der Freiheiten, an eine Neaktion nicht
zu denken ſei. Ob die gegenwärtigen Miniſter abtreten
werden ſobald die Maßregeln die ſie unternommen,
vollzogen ſein werden das darf und kann ich hier nicht
ſagen. Vergeblich aber fragte ich überall, worauf ſich
denn das Mißtrauen gegen das Miniſterium Branden
burg gründe. Jch habe nirgends irgend erhebliche That
ſachen erfahren, die dieſen Männern zur Laſt gelegt
werden könnten. Dem Grafen Brandenburg wußte
man nur einen Armeebefehl, ähnlich dem Wrangel' ſchen
zur Laſt zu legen und von Manteuffel citirte man eini
ge Stellen aus Reden vom Preußiſchen Landtage, in

Jn die Rein
heit ihres Privatcharakters ſetzte Niemand einen Zweifel.“

„„Jch verfügte mich weiter am nächſten Tage zum
Könige. Es iſt nicht eigentlich parlamentariſche Sitte,
mitzutheilen, was man mit einem Monarchen conferirt;
aber ich glaube doch ſagen zu dürfen, wie ich im Allge
meinen den König gefunden. Was die Beziehungen zu
Frankfurt anbetrifft, ſo fand ich ihn deutſcher als ich
geglaubt. Während die Berliner Verſammlung in Be
ziehung auf Poſen einen Beſchluß gefaßt hat, welcher
dem unſrigen geradezu widerſpricht, ſo war der König
entſchloſſen, unſeren Beſchluß ausführen zu laſſen ich
fand ihn aber ferner entſchloſſen, den Seenen in der
Hauptſtadt ein Ende zu machen. Er ſah es als eine
große und ernſte Pflicht an, Preußen, Deutſchland und
die Geſittung unſeres Volkes vor dem Unkergange zu
retten. Zugleich fand ich ihn merkwürdig gefaßt auf
Alles, auch auf das Aeußerſte, was in Folge der ergrif
fenen Maßregeln eintreten könnte, ich fand ihn entſchloſ
ſen, dieſelben bis ans Ende durchzuführen.“

Auch dem König verhehlte ich nicht, welche Be
fürchtungen von den Folgen der Maßregeln, über das
Eintreten einer Reaktion man hege. Aber auch hier
würde ich vollſtändig beruhigt. ich fand, daß jene Be
fürchtungen vollkommen alles Grundes entbehrten.“

Nach Berlin zurückgekehrt, fand ich, daß die
Verhandlungen des widerſetzlichen Theils der N. V.
fortgedauert hatten unter übrigens ganz veränderten Um
ſtänden. Wrangel war in die Stadt eingezogen und
dieſe hatte alsbald ein verändertes Anſehn gewonnen.
Die Bevölkerung zeigte eine weſentlich andere Geſtalt
die Straßen waren wieder belebter geworden, und wen
ich von Bürgern ſprach, der theilte mir mit, daß er ſeit
Langem zum erſten Mal wieder das Gefühl der Sicher
heit habe, und Keinen habe ich gefunden, der nicht über
die wiederhergeſtellte Ordnung ſehr erfreut geweſen
wäre.

„IJch glaubte es aber ferner in meiner Pflicht,
einen Verſuch zu machen, den Conflikt zwiſchen Regie



181

rung und Verfammlung gütlich zu vermitteln. Jch be
gab mich zu Hrn. v. Unruh, aber der Verſuch mißlang.
Er weigerte ſich, darauf einzugehen, mit der Erklarung,
ein ſolcher Vermittlungsverſuch werde von der Ver
ſammlung nicht angenommen werden. Jch war ſodann
Zeuge einer Unkterredung, welche Grabow mit einem
Mitgliede des Centrums hatte. Auch dieſe Unterhand
lung ſchlug fehl; aber bei beiden Gelegenheiten kam
zur Sprache, unter welchen Bedingungen die Verſamm-
lung ſich zu einem Compromiß mit der Krone bereit
finden werde, und wir drangen dabei darauf, die Be
dingungen ſo milde zu ſtellen, als irgend möglich, je
denfalls aber dieſelben deutlich auszuſprechen. Sie wur
den ausgeſprochen, und ich bin verpflichtet, Jhnen, meine
Herren, dieſelben mitzutheilen ſie werfen ein Licht auf
dasjenige, was uns bevorſtünde, wenn die Verſammlung
ſtegte. Man ſprach aus, man verlange, wenn man ſich
mit der Krone vertragen ſolle die Verbannung aller
Preußiſchen Prinzen aus der Monarchie (Hört, hört!),
die Verhaftung Wrangels und aller Miniſter, ſowie den
Hochverrathsprozeß gegen dieſe ſämmtlich ferner unbe
dingte Unterwerfung des Königs unter die Beſchlüſſe
der Verſammlung bis zur Zeit der Vollendung der Ver
faſſung, desgleichen Entfernung alles Militärs aus Ber
lin, endlich ein Miniſterium aus dem linken Centrum
mit Waldeck und Jacobil

(Beſchluß folgt.

Konſtitutioneller Club zu Halle
Sitzung vom 18. November.

Prof. Burmeiſter, welcher in Abweſenheit Dr.
Eckſtein s heute den Vorſitz übernahm, eröffnete die Si
tung mit einer Mittheilung über die Entſtehung und Wirk
ſamkeit des in voriger Woche zuſammengetretenen Sicher
heitsgusſchuſſes, ſowie über die Gründe welche ſeine
Auflöſung herbeigeführt haben. Der Sicherheitsausſchuß
habe ſich beſonders deshalb gebildet, um die in Folge der
Maßregeln des neuen Miniſteriums entſtandene Aufregung

der Vertretung des Volkes einzuholen und daher, falls diewo möglich auf dem geſetzlichen Boden zu erhalten
Es habe deshalb keineswegs auch im Plane des Ausſchuſ
ſes gelegen irgend eine der beſtehenden Behörden in ihrer
Wirkſamkeit zu hemmen, ſondern vielmehr dieſelben durch
den Hinzutritt der verſchiedenartigſten Meinungen in der
xichtigen Anſchauung der öffentlichen Zuſtände zu unter
ſtützen. Auf die Bekanntmachung des Oberpräſidenten habe
man ſogleich die Meinung des Magiſtrates eingeholt, um
in keiner Weiſe das Einvernehmen mit demſelben aufzuhe
ben nachdem dieſer das Fortbeſtehen des Ausſchuſſes nicht
mehr für nöthig gehalten habe der Ausſchuß auch nicht
angeſtanden, ſich ſofort wieder aufzulöſen

Herr Hüſer ſuchte hierauf vom Standpunkte der
Zweckmäßigkeit aus einige Bedenken gegen die vor 8 Tagen
gefaßten Beſchlüſſe des Clubs über die Vertagung und Ver
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legung der Nationalverſammlung nach Brandenburg geltend
zu machen. Er ſei feſt überzeugt, daß der König ſein Ver
ſprechen ein konſtitutioneller Fürſt zu ſein halten werde.
Um dieſe Verfaſſung zu Stande zu bringen, ſei die Pro
vinzialſtadt Brandenburg ebenſo geeignet, wie die Haupt
ſtadt Beplin; die Staaten Nordamerika's liefern manigfache
Beweiſe, daß die höchſten Gewalten nicht nothwendig in
der Hauptſtadt des Landes vereinigt zu ſein brauchen Gebe
man aber dem König nicht das Recht zur Vertagung ſo
ſei der Verſammlung die Möglichkeit gegeben immer und
ewig zuſammenzubleiben. Dr. Haſte weiſt auf das Ge
rücht hin, wonach beabſichtigt werden ſoll, falls eine Eini
gung mit der Nationalverſammlung nicht zu Stande käme,
eine Verfaſſung zu vdetrohiren und ſucht das Ungerechte
einer ſolchen Maßregel nachzuweiſen. Prof. Burmeiſter
vertheidigt gleichfalls die Anſicht, daß, nachdem die jetzige
Verſammlung zur Vereinbarung berufen worden ſei, die
ſelbe nothwendig auch befragt werden mußte, wenn die
Krone jetzt zu einer Oeiroyirung ſich entſchließen wollte
Dr. Hüſer, Dr. Delbrück und Hasper kommen noch-
mals auf das Recht der Krone zur Vertagung und Verle
gung der Verſammlung zurück während der erſtere und
letzte aus dem Wahlgeſetze die Prärogation der Krone zu
begründen ſuchen, glaubt Dr. Delbrück, daß guch in die
ſem Punkte die Vereinbarung nothwendig geweſen ſei da
dies Recht ebenſo gut als ein verfaſſungsmäßiges Recht zu
betrachten geweſen ſei. von Baſſewitz hält den ganzen
Streit nach dem Richterſpruche der Frankfurter National
Verſammlung für entſchieden ebenſo Prof. Burmeiſter,

der den Ausſpruch der Frankfinter Verſammlung wenn
auch nicht vom Standpunkte des ſtrengen Rechtes aus als
vollkommen gerechtfertigt, ſo doch von dem Geſichtspunkte
politiſcher Klugheit als eine paſſende Vermittelung betrach
tet. Auf Antrag des Hrn. v. Baſſewitz, der noch in
den Herren Hasper, Hüſer und Gärtner Unterſtü
tzung ſindet, beſchließt der Club, eine öffentliche Erklä
rung in dieſem Sinne abzugeben.

Dr. Haſe macht auf das Geſetz vom 24. Septem
ber d. J. aufmerkſam, nach welchem das StaatsMiniſte
rium verpflichtet iſt, ſobald zeit oder Diſtriktsweiſe die Frei
heit der Perſon gegen nichtrichterliche Verhaftung und die
Unverletzlichkeit der Wohnung ſuspendirt iſt, die Zuſtimmung

ſelbe nicht verſammelt ſein ſollte, ſie ſofort zu berufen. Er
beantragt, da dieſer Fall jetzt durch den über Berlin aus
geſprochenen Belagerungszuſtand eingetreten ſer, das Mini
ſterium zur Einberufung nach dem Geſetze aufzufordern

Dr. Hüſer und Hasper halten die Verpflichtung
des Miniſteriums in dieſem Falle nicht für begründet, weil
der Belagerungszuſtand erſt in Folge der Vertagung der
N. V. geſchehen außerdem aber ja auch dieſelbe bereits
wieder einberufen ſei wogegen von anderer Seite einge
wendet wird, daß nicht die Vertagung unmittelbar ſondern
erſt die Weigerung der Berliner Bürgerwehr, zur Aufhe
bung der N.V. mitzuwirken, den Belagerungszuſtand her
beigeführt, die bereits früher geſchehene Feſtſetzung des Wie
derbeginnes der Sitzungen nicht als eine ſof ortige Ein
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berufung gelten könne. Auch die beantragte Erklärung und
Aufforderung wurde daher ſchließlich angenommen. 2)

Dr. Hüſer ſtellte dagegen das Verlangen, daß der
Club auch über den letzten Beſchluß der N. V. behufs der
Steuerverweigerung ſeine Mißbilligung ausſprechen möge.
Ein Mitglied der Verſammlung erinnerte hierauf daran,
daß man nicht durch einen ſolchen Beſchluß die Na B.
der man eben ſeine Zuſtimmung erklärt, desavouiren möge
Die Nationalverſammlung habe nach Erſchöpfung aller an
deren Mittel zu dieſem letzten und äußerſten greifen müſſen
er ſei die Antwort auf den nngeſetzlichen Belagerungszu
ſtand geweſen, der gleichfalls Handel und Wandel zerſtöre.
H. Baſſewitz beſtreitet der N. V. das Recht zu dieſem
Beſchluſſe, ſelbſt wenn man ihn etwa, was aber nicht der
Fall ſei, durch die Umſtände geboten halte. Die Verſamm-
lung habe nie das Recht, bei neuaufzulegende Steüern ihre
Zuſtimmung zu erhalten ihr Bewilligungsrecht könne nicht
auf die längſt beſtehende gehen. Herr Heffter bemerkt
hingegen daß durch das Verſprechen des Finanzminiſters,
das vollſtändige Budget vorzulegen, jedenfalls der Verſamm-
lung das Raumbewilligungsrecht im weitern Umfange ein
geraumt ſei, der Beſchluß ſelbſt aber müſſe in Anbetvacht
der Umſtände jedenſalls gerechtfertigt erſcheinen. Juſtiz
Comm. Fritſch hielt den Beſchluß als dem Aufruf zu ei
ner ſociglen Revolution enthaltend für weit geſährlicher und
deshalb verwerflicher, als wenn die Nat.Verſ. die Auffor
derung zum oſſenen Aufruhr hätte ergehen laſſen wogegen
Herr Förſter erläntert, daß keineswegs die Aufforderung,
überhaupt keine Stenern zu zahlen, ergangen ſei, ſondern
daß die Nat.Ver. nur das hochverrätheriſche Miniſterium
eonſequenter Weiſe für unfähig zur Verwaltung von Staats
geldern und deshalb zur Einziehung on Steuern erklärt
habe. Unter allgemeinen Zuruf erklärte ſich jedoch die Ver
ſammlung für Fortbezahlung der Stenern, und
beſchloß auch in dieſen Sinne eine öſſentliche Erklärung zu
erlaſſen.

Dr. Haſe.

Erklärung.
Der conſtitutionelle Elub zu Halle, ſtets von der Ueberzeugung

geleitet daß es die vorzüglichſte Aufgabe der Centralgewalt ſei, in
den politiſchen Verwickelungen der einzelnen deutſchen Staaten die
Vermittelung zu übernehmen, ſo wie, daß den Regierungen und
Stande dieſer Staaten die Pflicht obliege, ſich den von der Central
gewalt in Einvernehmen mit der deutſchen Nationalver ſammlung ge
faßten Beſchlüſſen bereitwilligſt unterzuordnen, hat mit Freuden die
raſche Entſcheidung vernommen welche von der letzteren in Bezug
auf den beklagenswerthen Conflick des zur Vereinbarung berufenen
preußiſchen Nationalverfammlung mit der preußiſchen Krone gefaßt
hat. Die Nationalverſammlung hat in ihrer Sitzung vom 14. No
vember beſchloſſen

1. daß die Königl. Preußiſche Regierung dahin zu beſtimmen
ſei, daß ſie die angeordnete Vertaguns der preußiſchen National
verſammlugg nach Brandenburg zurücknehme, ſobald Maßregeln
getroffen ſind, welche ausreichend erſcheinen, um die Würde und
Freiheir ihrer Berathungen in Berlin ſicher zu ſtellen.

2. daß die preußiſche Krone ſich alſobald mit einem Miniſte
rium umgeben, welches das Vertrauen des Landes beſtet, und die
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Beſorgniſſe vor vwactionären Beſtrebungen und Beeinträchtigung
der Volkofreiheiten zu beſeitigen geeignet iſt.

Wir erkennen in dieſem Beſchluſſe den Richtſpruch, unter deſ
ſen Anerkennung ſich die getrennten Parteien die Hand zu reichen
haben. Wir hoffen deshalb daß insbeſondere die Keone nicht zö
gern werde, die geforderte Ernennung anderer Miniſter, welche dem
Lande für ſeine errungenen Freiheiten ſichere Garantie leiſten in
das Werk zu ſetzen, und ſogar die Erwartung, daß mit dieſer Er
nennung auch alſobald alle die Ausnahmsmaßregeln ihre Endſchaft
erreichen werdon, welche die gerechten Beſorgniſſe des Landes erregt
haben.

Halle, den 18. November.
Der conſtitutionelle Club zu Halle

Erklärung.
Das in Uebereinſtimmung mit der Nationalverſammlung erlaſ

ſene Geſetz vom 24. September dieſes Jahres hat den Bürgern des
preußiſchen Staates die perſönliche Freiheit unter Sicherſtellung ge
gen nicht von dem ordentlichen Richter ausgegangenen Verhaftüun
gen ſo wie die Unverletzlichkeit der Wohnung gewährleiſtet (F. 1-
ünd K. 6.) Der 8 deſſelben Geſetzes beſtimmt

Jm Falle eines Krieges oden Aufruhrs kann, wenn die Volks
vertretung nicht verſammelt iſt, durch Beſchluß und unter
Verantwortlichkeit des Staatsminiſteriums die zeit und diſtricts
weiſe Suspendirung des J. 1 und 6 gegenwärtigen Geſetzes
proviſoriſch ausgeſprochen werden. Die Volksvertretung iſt
jedoch in dieſem Falle ſofort zuſammenzüberufen-

Seit faſt 12 Tagen dauert bereits der Belagerungszuſtand
Berlins, die gewährleiſtele Freiheit der Perſon und die Unverletzlich
keit der Wohnung ſind ſeit dieſer Zeit in der Hauptſtadt des Lan
des ſuspendirt. Wenn es wahr iſt, was die Miniſter dem Lande
verkündet haben daß es nur ihre Aufgabe und ihr Streben ſei,
die mannigfach durchbrochene Rechtsordnung und die Achtung vor
dem Geſetze wieder herzuſtellen, ſo verlangen wir auch Angeſichts die
ſes vor kaum zwei Monden erlaſſenen Geſetzes daß das Miniſte
rium der Verpflichtung nachkomme, welche ihr durch das Geſetz
vom 24. Sept. auferlegt iſt, und die in dieſem Augenblicke nicht
verſammelte Nationalverſammlung ſofort wieder zuſammenberufe.

Halle, den 18. Novbr.
Der conſtitutionelle Club zu Halle

Erklärung.
Die Nationalverſammlung zu Berlin hat im Ringen mit

der Staatsgewalt in ihrer letzten Sitzung vom 15. Novbr. einen
Beſchluß gefaßt, der alle wohlgeſinnten Staatebürger mit tiefer
Betrubniß erfullt hat der Beſchluß, wonach das Miniſterium
nicht berechtigt ſein ſolle, ferner über Sraatsgelder zu verfügen,
und Steuern zu erheben. Wir haben laut unſrer Zuſtimmüng kund
gegeben als die Nationalverſammlung, abweichend von dem uner
quicklichen Getriebe ihrer frühern Verhandlungen in würdigerer
Weiſe einer Maßregel der Regierung entgegentreten zu wollen ſchien,
welche ſie und wir mit ihr als eine ungerechte betrachten mußten
Aber ebenſo laut müſſen wir jetzt unſere tiefe Mißbilligung darüber
ausſprechen, daß die Verſammlung ſich zu einem Beſchluſſe hin
Feißen ließ der, im Sturme einer leidenſchaftlichen Oppoſition ge
faßt, nicht allein völlig außerhalb der Grenzen der ihr zugewieſenen
Befugniſſe lag ſondern auch in das Land ſelbſt, deſſen Intereſſe
die Verſammlung zu vertreten berufen war die Brandfackel einer
maßloſen Anarchie und Revolution zu ſchleudern droht. Wir erklä
ren daher hiermit feierlich und öffentlich daß wir dieſen Beſchluß
der Nationalverſammlung nicht anerkennen noch befolgen werden,
und fordern alle unſere politiſchen Freunde auf im Jntereſſe der
allgemeinen Wohlfahrt den verderblichen Folgen dieſes Beſchluſſes
mit aller Entſchiedenheit entgegenzutreten

Halle den 18. November.
Der conſtitutionelle Club.

Druck und Verlag von Ed. Heynemann in Halle
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